
47 ESt & USt

Besteuerung von Photovoltaikanlagen
EStG §§ 6, 15 & UStG §§ 2, 15

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) wurde 2012 wesentlich geändert
mit teils erheblicher Auswirkung auf die steuerliche Behandlung von
Photovoltaikanlagen. Es wird nicht mehr von einer fiktiven Volleinspei-
sung mit vergünstigter Rücklieferung für den Direktverbrauch ausgegan-
gen, vielmehr wird jetzt nur noch der tatsächlich in das allgemeine Netz
eingespeiste Strom vergütet. Damit fällt die Direktverbrauchsvergütung
bei Inbetriebnahmen nach dem 31.03.2012 komplett weg. Der für die
regelmäßig vorhandene private Nutzung entnommene Strom stellt
ertragsteuerlich eine Sachentnahme dar, die mit dem Teilwert anzuset-
zen ist. Umsatzsteuerlich erfolgt der Ausgleich über die Besteuerung einer
unentgeltlichen Wertabgabe.

Sachverhalt

A möchte das vor Jahren erbaute Einfamilienhaus umfassend sanieren
und entscheidet sich in diesem Zusammenhang u. a. auch für die
Anschaffung einer Photovoltaikanlage. Er verfügt über ausreichend
finanzielle Mittel, eine Finanzierung ist daher nicht nötig. Bei einem
Beratungsgespräch wurde in Aussicht gestellt, dass er vom Finanzamt
die Umsatzsteuer nach dem Kauf erstattet bekommt, wenn er den
nicht benötigten Strom in das allgemeine Netz einspeist. Damit sei
lediglich der Nettokaufpreis ausschlaggebend.

Die Anschaffungskosten betragen 13.000 Euro zzgl. 2.470 Euro
Umsatzsteuer. Die Anlage wird am 02.05.2014 installiert und in
Betrieb genommen. Zuschüsse zu den Anschaffungskosten erhält er
nicht. Da das Dach des Einfamilienhauses nach Süden zeigt und die
Photovoltaikanlage damit optimal ausgerichtet ist, hat A sich für die
Teilnahme am Einspeisemanagement entschieden.

Den Plan mit den voraussichtlichen monatlichen Abschlagszahlungen
hat A bereits nach vier Wochen vom örtlichen Netzbetreiber
bekommen. Auf dem Abschlagsplan wird Umsatzsteuer offen aus-
gewiesen. Abgerechnet werden acht Abschlagszahlungen über
jeweils 47,60 Euro brutto. Der gesetzlich festgelegte Vergütungssatz
für Anlagen, die im Mai 2014 in Betrieb gegangen sind, beträgt
0,1314 Euro/kWh netto.

Im Fragebogen zur steuerlichen Erfassung hat A auf die Anwendung
der Kleinunternehmerregelung nach § 19 UStG verzichtet und auch
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eine entsprechende Umsatzsteuer-Voranmeldung abgegeben, in der
er die Umsatzsteuer aus den Anschaffungskosten vollständig als
Vorsteuer geltend macht und die Abschlagszahlungen der Besteue-
rung unterwirft. Die Photovoltaikanlage ist auf eine Nennleistung von
7,2 kWp (das entspricht etwa 7.200 kWh) ausgelegt. In 2014 ver-
brauchte A in seinem 2-Personen-Haushalt 3.000 kWh, eingespeist
wurden It. Abrechnung des Netzbetreibers 1.800 kWh. Da die
Photovoltaikanlage nicht permanent Strom erzeugt, mussten von
einem Energieversorgungsunternehmen 500 kWh Strom hinzuge-
kauft werden (Grundgebühr: 8 Euro netto/Monat zzgl. 0,2240 Euro/
kWh netto für den Verbrauch). In der Gewinnermittlung (Einnah-
menüberschussrechnung nach § 4 Abs. 3 EStG), die der Einkommen-
steuererklärung 2014 beiliegt, macht A keine weiteren Kosten gel-
tend.

Frage

1. Welche Auswirkungen haben die Änderungen im EEG zum
01.04.2012 auf die Photovoltaikanlage?

2. Was bedeutet die Teilnahme am Einspeisemanagement für den
Anlagenbetreiber?

3. Erhält A tatsächlich die Umsatzsteuer aus den Anschaffungskos-
ten zurück?

4. Wie wird der Direktverbrauch umsatzsteuerlich behandelt?

5. Welche Werte sind in der Umsatzsteuer-Jahreserklärung 2014
anzugeben?

6. Muss A die Einkünfte aus der Photovoltaikanlage in der Einkom-
mensteuererklärung angeben?

7. Wie hoch ist der Gewinn/Verlust 2014?

Antwort

1. A erhält keine Direktverbrauchsvergütung für den privat genutz-
ten Strom, weil der Netzbetreiber lediglich den tatsächlich ein-
gespeisten Strom vergütet.

2. Der Netzbetreiber hat unter bestimmten Umständen die Mög-
lichkeit, per Fernsteuerung die Photovoltaikanlage vom öffent-
lichen Stromnetz zu trennen oder die Einspeiseleistung zu dros-
seln. Der mit der Anlage erzielbare Umsatz verringert sich
dadurch.

3. Ja, ein Vorsteuerabzug ist möglich.

4. Für den Direktverbrauch des selbst erzeugten Stroms ist umsatz-
steuerlich eine unentgeltliche Wertabgabe zu versteuern.
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5. Die Umsatzsteuer-Jahreserklärung 2014 beinhaltet die Vergü-
tungsbeträge vom Netzbetreiber, die unentgeltliche Wertabgabe
und die Vorsteuer aus den Anschaffungskosten.

6. Ja.

7. Der Gewinn aus Gewerbebetrieb 2014 beträgt 486,67 Euro.

Begründung

Zu 1: Ab einer Inbetriebnahme nach dem 31.03.2012 ist nicht mehr
von einer fiktiven Volleinspeisung mit vergünstigter Rücklieferung
auszugehen. Stattdessen werden nur noch die tatsächlich einge-
speisten Strommengen von den Netzbetreibern vergütet. Kann die
Photovoltaikanlage vollständig dem Unternehmensvermögen zuge-
ordnet werden und ist damit auch der vollständige Vorsteuerabzug
aus den Aufwendungen möglich, muss zum Ausgleich für die
Direktnutzung des selbst hergestellten Stroms eine unentgeltliche
Wertabgabe versteuert werden (vgl. „Zu 4“).

Da die Vergütungssätze in der Vergangenheit bereits zurückgeführt
wurden und sie sich auch weiterhin monatlich vermindern werden,
muss ertragsteuerlich generell eine Totalüberschussprognose erstellt
werden. Fällt diese positiv aus, können etwaige Anfangsverluste als
Einkünfte aus Gewerbebetrieb geltend gemacht werden. Fällt die
Totalüberschussprognose negativ aus, liegt ein Fall der Liebhaberei
vor. Der Betrieb der Photovoltaikanlage wäre damit ertragsteuerlich
unbeachtlich.

Zu 2: Das Instrument des Einspeisemanagements resultiert aus der
Möglichkeit eines sogenannten „Blackouts“. Bei einem Blackout
besteht die Gefahr einer Überlastung (eines Teils) des Stromnetzes,
wenn z. B. Solarstrom- oder Windenergieanlagen sehr viel Strom er-
zeugen und die gesamte Strommenge gleichzeitig in das öffentliche
Netz eingespeist wird. Dies kann zu einem vollständigen oder
partiellen Zusammenbruch der Stromnetze führen und damit die
Versorgung ganzer Gebiete gefährden. Durch das Einspeisemanage-
ment ist der Netzbetreiber berechtigt, bei der drohenden Gefahr
eines Blackouts die Einspeiseleistung von Photovoltaikanlagen zu
vermindern oder komplett zu unterbinden. Alternativ kann ein
Anlagenbetreiber sich für die Anwendung der 70%-Regelung ent-
scheiden, d. h., die Anlage kann maximal 70% ihrer Nennleistung
einspeisen. Sinnvoll ist diese Möglichkeit regelmäßig dann, wenn die
Anlage aufgrund ihrer örtlichen Lage nicht 100% Leistung erbringen
kann oder aber mindestens 30% generell privat verbraucht werden.
Grundsätzlich aber sind die Netzbetreiber verpflichtet, Strom aus
erneuerbaren Energien vorrangig abzunehmen.

Vergütung nur
noch für
Einspeisung

Ertragsteuerlich
Liebhaberei?

Einspeisemanage-
ment
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Zu 3: Zuerst ist zu prüfen, ob A Unternehmer i. S. des § 2 UStG ist:
„Unternehmer ist, wer eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit
selbständig ausübt“. Eine Gewinnerzielungsabsicht ist dafür nicht
nötig. Da der Anlagenbetreiber It. Abschlagsplan kontinuierlich Strom
in das allgemeine Netz einspeist, liegt die Unternehmereigenschaft
hier zweifelsfrei vor.

A hat auf die Anwendung der Kleinunternehmerregelung gem. § 19
UStG verzichtet. Im Abschlagsplan des Netzbetreibers wird Umsatz-
steuer offen ausgewiesen. Durch die Inanspruchnahme des vollen
Vorsteuerabzugs in der entsprechenden Umsatzsteuer-Voranmeldung
kann von einer gewünschten 100%igen Zuordnung zum Unterneh-
mensvermögen ausgegangen werden.

Aufgrund der vorliegenden erheblichen Privatnutzung des selbst
erzeugten Stroms muss allerdings geprüft werden, inwieweit eine
vollständige Zuordnung überhaupt möglich ist: Es wurden 2014
1.800 kWh eingespeist.

Die Anlage erzeugt jährlich etwa 7.200 kWh. In 2014 war die Anlage
acht Monate im Betrieb, d. h., sie konnte maximal (8⁄12 von 7.200 kWh
=) 4.800 kWh (Schätzung) Strom erzeugen. Da 1.800 kWh eingespeist
worden sind, ist die Differenz i. H. von 3.000 kWh der gesuchte
Direktverbrauch.1

Setzt man nun den eingespeisten Strom von 1.800 kWh ins Verhältnis
zum maximal erzeugten Strom i. H. von 4.800 kWh, ergibt sich eine
unternehmerische Nutzung von 37,50%. A hat damit ein Zuord-
nungswahlrecht.2 Er kann die Photovoltaikanlage also vollständig
dem Unternehmensvermögen zuordnen und dadurch die Vorsteuer
aus den Anschaffungskosten komplett abziehen.

Zu 4: A hat sein Zuordnungswahlrecht zugunsten einer 100%igen
Zuordnung zum Unternehmensvermögen ausgeübt. Damit konnte
die Vorsteuer aus den Anschaffungskosten in der entsprechenden
Umsatzsteuer-Voranmeldung vollständig geltend gemacht werden.
Als Folge dessen muss allerdings der privat genutzte Anteil des selbst
erzeugten Stroms über eine unentgeltliche Wertabgabe (§ 3 Abs. 1b
UStG) versteuert werden. Dabei ist die unentgeltliche Wertabgabe

1 Diese Berechnungsweise bietet sich immer dann an, wenn nur ein Zähler für den
eingespeisten Strom vorhanden ist, aber kein Zähler für den privat verbrauchten
oder den insgesamt erzeugten Strom zur Verfügung steht. Die gesamte produzierte
Strommenge entspricht ungefähr der Nennleistung der Anlage in kWh. Die Diffe-
renz zwischen der gesamten erzeugten Strommenge und der eingespeisten Strom-
menge It. Zähler stellt den Direktverbrauch dar.

2 Bei einer unternehmerischen Nutzung von mindestens 10% besteht ein Zuord-
nungswahlrecht, ab 90% unternehmerischer Nutzung ist der Gegenstand zwingend
dem Unternehmensvermögen zuzuordnen.

Unternehmereigen-
schaft und ...

... Unternehmens-
vermögen

Zuordnungswahl-
recht

Unentgeltliche
Wertabgabe

Bemessungs-
grundlagen
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vorrangig nach dem fiktiven Einkaufspreis zu berechnen.3 Kauft also
der Anlagenbetreiber Strom hinzu, ist der Preis für den zugekauften
Strom maßgebend hierfür (Grundgebühr zzgl. Verbrauchskosten);
sofern der Anlagenbetreiber seinen Stromverbrauch allein durch den
dezentralen Verbrauch deckt, ist der Preis des örtlichen Grund-
versorgers (Grundgebühr zzgl. Verbrauchskosten) anzusetzen. Erst
wenn auch ein Grundversorger nicht ermittelbar ist, kann die
Berechnung der unentgeltlichen Wertabgabe über die Selbstkosten
erfolgen. Die Beweis- und Feststellungslast liegt bei dem Anlagen-
betreiber.

Berechnung über den fiktiven Einkaufspreis
Grundpreis netto 8 € T 8 Monate 64,00 €

Verbrauchskosten netto 0,2240 Euro/kWh T 3.000 kWh 672,00 €

Unentgeltliche Wertabgabe 736,00 €

Umsatzsteuer 19% 139,84 €

Berechnung über die Selbstkosten
Hier bestehen die Selbstkosten nur aus den Anschaffungskosten:
Selbstkosten netto: 13.000 €/20 Jahre T 8/12 Monate = 433,33 €

Die unternehmerische Nutzung beträgt 37,50%, der Privatanteil damit
62,50%.

Unentgeltliche Wertabgabe: 433,33 € T 62,50% = 270,83 €, abgerundet
beträgt die zu versteuernde unentgeltliche Wertabgabe 270 €.

Umsatzsteuer 19% 51,30 €

Hier wäre also die Ermittlung der unentgeltlichen Wertabgabe über
die Selbstkosten günstiger für den Anlagenbetreiber. Bei Entnahmen
bis zum 31.12.2014 wird es seitens der Verwaltung nicht bean-
standet, wenn die Berechnung der unentgeltlichen Wertabgabe auf
der Grundlage der Selbstkosten statt über den fiktiven Einkaufspreis
erfolgt.

Zu 5: Die monatlichen Abschläge i. H. von 47,60 Euro brutto, die A für
seinen eingespeisten Strom vom Netzbetreiber erhält, sind als Erlös
zu versteuern (8 Monate T 47,60 Euro T 100⁄119 = 320 Euro). Außerdem
ist die unentgeltliche Wertabgabe (vgl. „Zu 4“) der Besteuerung zu
unterwerfen. Sie beträgt für das Jahr 2014 270 Euro.

Die Vorsteuer aus den Anschaffungskosten i. H. von 2.470 Euro ist
von der Umsatzsteuer aus den Abschlagszahlungen und der unent-
geltlichen Wertabgabe abzuziehen. In der Umsatzsteuer-Jahreserklä-
rung 2014 sind daher folgende Angaben zu machen:

3 BMF vom 19.09.2014 (BStBl 2014 I S. 1287).

Umsätze

Vorsteuer
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Umsätze Steuer
Lieferungen und sonstige Leistungen (19%) 320 € 60,80 €

Unentgeltliche Wertabgaben (19%) 270 € 51,30 €

Vorsteuerbeträge aus Rechnungen von
anderen Unternehmen 2.470,00 €

Verbleibende Umsatzsteuer K 2.357,90 €

Zu 6: Grundsätzlich liegen bei dem Betrieb einer Photovoltaikanlage
mit der Einspeisung von Strom in das allgemeine Netz Einkünfte aus
Gewerbebetrieb vor. Ob A die Photovoltaikanlage in der Einkommen-
steuererklärung für 2014 angeben kann bzw. muss, hängt davon ab,
ob die Totalgewinnprognose positiv ausfällt, d. h., ob sich über einen
Zeitraum von 20 Jahren ein Totalgewinn erzielen lässt.

Die Totalüberschussprognose kann anhand des nachfolgenden Sche-
mas berechnet werden:

Einspeisevergütungen (Berücksichtigung von 1% Leistungsminderung jähr-
lich über 20 Jahre)

+ Direktverbrauch über 20 Jahre (1% Leistungsminderung jährlich über
20 Jahre)

K Lfd. Betriebskosten, geschätzt über 20 Jahre, mit 2% Steigerungsrate
jährlich

K Abschreibung über 20 Jahre

K Darlehenskosten über 20 Jahre

= Totalgewinn/-verlust

Ein eventueller Restwert nach 20 Jahren existiert mangels Zweit-
markt für gebrauchte Photovoltaikanlagen nicht. Außerdem müssten
noch die Deinstallationskosten angesetzt werden.

Für A ergibt sich folgende Berechnung: Die maximal erzeugbare
Strommenge der Anlage beträgt pro Jahr 7.200 kWh, davon werden
(37,50% =) 2.700 kWh eingespeist und (62,50% =) 4.500 kWh selbst
verbraucht. Für den eingespeisten Strom erhält der Anlagenbetreiber
20 Jahre lang (zzgl. des Inbetriebnahmejahrs) den im Monat der
Inbetriebnahme gültigen Vergütungssatz pro kWh. Ausgehend von
einer Einspeiseleistung von 2.700 kWh/Jahr ergibt sich unter Berück-
sichtigung des gesetzlich garantierten Vergütungssatzes von 0,1314
Euro/kWh im Erstjahr ein Vergütungsbetrag von 354,78 Euro.

Der Direktverbrauch kann anhand der bei der Herstellung des Stroms
angefallenen Kosten oder abgeleitet aus dem voraussichtlich am

Einkünfte aus
Gewerbebetrieb?

Totalüberschuss-
prognose

Ertragsentwicklung
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Markt erzielbaren Verkaufspreis abzüglich des kalkulatorischen
Gewinnaufschlags angesetzt werden. Da diese Werte hier nicht
bekannt sind, kann der Teilwert aus Vereinfachungsgründen mit
0,20 Euro/kWh berechnet werden. Der Direktverbrauch ist daher wie
folgt zu berechnen:

4.500 kWh T 0,20 €/kWh = 900 €

Die Einspeisevergütung und der Direktverbrauch ergeben, hoch-
gerechnet auf 20 Jahre unter Einbeziehung von 1% Leistungs-
minderung pro Jahr, maximale Einnahmen von 22.848,67 Euro.
Außer den Anschaffungskosten sind keine weiteren Ausgaben
angefallen. Damit beträgt der Totalgewinn 9.848,67 Euro.

Die Berechnung im Einzelnen ergibt sich aus der folgenden Tabelle:

Jahr Erträge Summe der Erträge

1 1.254,78 € 1.254,78 €

2 1.242,23 € 2.497,01 €

3 1.229,81 € 3.726,82 €

4 1.217,51 € 4.944,33 €

5 1.205,34 € 6.149,67 €

6 1.193,28 € 7.342,95 €

7 1.181,35 € 8.524,30 €

8 1.169,54 € 9.693,84 €

9 1.157,84 € 10.851,68 €

10 1.146,26 € 11.997,94 €

11 1.134,80 € 13.132,74 €

12 1.123,45 € 14.256,19 €

13 1.112,22 € 15.368,41 €

14 1.101,10 € 16.469,50 €

15 1.090,08 € 17.559,59 €

16 1.079,18 € 18.638,77 €

17 1.068,39 € 19.707,16 €

18 1.057,71 € 20.764,87 €

19 1.047,13 € 21.812,00 €

20 1.036,66 € 22.848,66 €

Der Betrieb der Photovoltaikanlage ist daher zwingend bei den
Einkünften aus Gewerbebetrieb zu erklären.

Die Anlage stellt notwendiges Betriebsvermögen dar. Die Direktnut-
zung steht dem nicht entgegen, da diese als Sachentnahme nach § 6
Abs. 1 Nr. 4 EStG behandelt wird.

Zu 7: Die Gewinnermittlung 2014 sieht wie folgt aus:
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Einnahmen
Einspeisevergütungen vom Netzbetreiber netto:
47,60 € T 100⁄119 = 40,00 € T 8 Monate 320,00 €

Umsatzsteuer aus den Gutschriften des Netzbetreibers:
47,60 € T 19⁄119 = 7,60 € T 8 Monate 60,80 €

Sachentnahme zum Teilwert (Direktverbrauch):
3.000 kWh T 0,20 €/kWh 600,00 €

Umsatzsteuer auf die unentgeltliche Wertabgabe von
(abgerundet) 270 €:
270 € T 19% 51,30 €

Vom Finanzamt über die Voranmeldung erstattete USt:
Vorsteuer aus den Anschaffungskosten 2.470,00 €

Summe Betriebseinnahmen 3.502,10 €

Ausgaben
Absetzung für Abnutzung:
13.000 € T 5% T 8/12 Monate 433,33 €

Vorsteuer aus den Anschaffungskosten 2.470,00 €

An das Finanzamt über die Voranmeldungen abgeführte
Umsatzsteuer aus den Abschlagszahlungen:
47,60 € T 19⁄119 T 8 Monate4 60,80 €

An das Finanzamt über die Voranmeldungen abgeführte
Umsatzsteuer aus der unentgeltlichen Wertabgabe:
270 Euro T 19%4 51,30 €

Summe Betriebsausgaben 3.015,43 €

Steuerliches Ergebnis 2014
Summe Betriebseinnahmen 3.502,10 €

Summe Betriebsausgaben K 3.015,43 €

Gewinn 486,67 €

Photovoltaikanlage – Anlageverzeichnis
Anschaffungskosten 13.000,00 €

Absetzungen für Abnutzung (13.000 Euro T 5% T 8⁄12 =) K 433,33 €

Buchwert 31.12.2014 12.566,67 €

Verfasser: Dipl.-Finanzwirtin (FH) Alexandra Schöpflin und Dipl.-Finanzwirt (FH) Stefan
Schönwald, Weil am Rhein

4 Aus Vereinfachungsgründen wird davon ausgegangen, dass die Umsatzsteuer kom-
plett 2014 gezahlt wurde.
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